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HINW.EISE 

Die textlichen Festsetzungen gelten 
nur -für den in der Zeichnung darge­
st e,llten . :t'~µpili chen G.e1't'U.t1,g.~b~rei:,cli 
des Bebauungsplanes., • ••• ,, • 

Das Fernme.ld.eamt 4 ~ Fr~furt/Main • 
ist 6 Mo:q,at~ vor Beginµ., .vop. Baum\ilß­
nahm~n zu benachrichtigen~ um erfor­
derliche., .Arbeiten zum .. Bchutz. und zur 

-Erweiterung der Fernm.eld.eanlage11vor­
bere:it en .· und dur91¾tüli:i;-~;n: zµ. können. • 

Boderifunde (Bodend~nkmtler im Sinne 
.des• (i.esetzes zum Schutze der Kultur­
denltmäler ·-= Denkmalschutzge·setz -
vom 23„ September 74-, § 19) .sind . 
getn .. § 20.die.ses Gesetzes unverzü.g­
lich dem Kulturamt der Stadt Hanau, 
Herrn .Dr„ Die.lmann„ als unterer 
Denkm:alschutzbehör,de anzuzeigen„ 
Der,Fund und die :Fun:iste sind 

, vo$1'..;U~gft,,,.~~~.·,•Jmze,i;,g~ ;c.. ecp-iet .bis 
'zu <eineF 'WöCb:e in;uri.vtt. ,, de1.•tent' Zu-
st?D,q zti 'helasse~., • • '.,,,, • • 

Zur Verfüllung der auf den Grund­
stü.eken Gemarkung Klein Steinheim, 
Flur 4, Flurstücke Nr„ 388, 389, 
390, .. 391 vorh.and.enen Wasserfläche 
bedarf es einer Genehmigung durch 
die ''Untere, Wasserbehö·rae 11 

... 

Für die Wasserversorgung sowie.die 
Entwässerung der Baugebiete sind 
dem Wasserwirtschaftsamt Wiesbaden 
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- Außenstelle Hanau - baureife Ent= 
würfe zur Genehmigung nach.§ 44 HWG 
vorzulegen" 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbe­
reiches des Bebauungsplanes wurden 
Steine und Erden abgebaut~ die ehe­
maligen Abbauflächen. wu.rden. zum Teil 
wieder verfüllt oder aufgeschüttet~ 

Die bAtroffenen Flächen sind gemäß 
§ 9 (5) BBauG im Bebauungsplan dar= 
gestellt und durch Bandierung ent­
sprechern. der Planzeichenverordnun.g .. · 
vom 19., "1965 Ziff„ 14„5 gekenLI mz. 
zeichnet„ Vor Beginn von Baumaßnah.men 
in diesem Bereich si.nd Probebohrun­
gen zur Prüfung der Baugrundbe­
schaffenheit und dessen Tragfähigkeit 
(zulässige Bodenpressung) erforder­
lich„ 

In die Baubescheide ist folgende Auf­
lage zu übernehmen~ 
D~e Erhaltung der im öffentlichen 
Interesse liegen.den R~dfun.k.a~ un.d Fern-
sehversorgung ist sicherzust en„ 
(Erl„ des Hess„ Min.,, des Innern vom 
46„ 1·1.,"1973) 

Bei Neu- und Umbauten von Wohn- und 
Betriebsgebäuden sind die Forderungen 
des Schallschutzes durch geeignete 
technische Vorkehrungen·und entspre­
chende Qrundrißgestaltung zu berück­
sichtigen um .Einwirkungen (Imm.issi­
onen) auf Nachbargrundstücke auf das 
zulässige Maß zu beschränken„ 

Bei der Genehmigung ,z;,.d Durchführu:r1g 
von Bauvorhaben sind die § ·12 bis 17 
Luft VG zu beachten„ 
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Das Bauland und seine 
Nutzung 

§ 9 (1) BBauG 

2" "I Die Art der baulichen 'Nutzung, das 
Maß der baulichen Nutzung sowie die 
Bauweise sind in der Zeichnung fest­
gesetzt„ 

2„2 Im allgemeinen Wohngebiet (WA) 
sind die in§ 4 (3) BauNVO unter 

.Nr'" • 

2„ 

Betriebe des Beherbergungs­
gewerbes~ 
sonstige n.icht störende Ge-
weJ.•bebetriebe 9 . 

3„ .A...Yl.lagen für. sportliche Zwecke, 
4-,. Gar•tenbau.betriebe, • • 

Tankstellen, 
St;älle f{ir Kleintierhaltung als 
Zubehör zu Kleinsiedlungen ood 
landwi.rt scha:ttlichen Nebener­
werbstellen 
ausnahmsweise zulä.ssigen Anlagen . 
n.icht zuläsL8-ig (s., § 1 (4-) BauNVO) 

2„3 Im Mischgebiet (MI) sind die gem,. § 6 
(3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Ställe für Kleintierhaltung als Zube•­
hör• zu Kle:insiedlungen ·w-i.d landwirt­
schaftlichen. Nebenerwerbsstellen 
nicht zulä_ssig ( s" § 1 ( 4) BauN-VO) .. 

2„4 Die in der Ze:i.ch.nung festgesetzte Fläche 
für Leitungsrechte gem~ § 9 (1) Nr$ 11 

·BBauG (in der Fassung vom 23„ 6„1960) 
zu Gunsten der Stadt Hanau dient der 
Aufnahme von Entsorgungsleitungen (Haupt­
abwasserkanal)-



3„5 

Satzung zur äußeren Gestaltung bau:licher .Anlagen, 
der Baugrundstücke und Einrichtungqn (§ 118 ('1) 1 HBO 
in Verbindung mit § 9 (4) BBati.G) g{r:m„ Ve,rordnung 
~iber d:i.~ Aufna~me von auf Landesrer,ht be.ruhenden Rege­
lungen in den Bebauungsplan vom 2e/ .. Januar 1977„ 

Doppelhäuser sind in gleicher Dachneigung und Form 
aiisztibilderi„ Das Bedachungsma.teria:1. muß einheitlich 
in der Form und dem Material sein„ 

Die Dacb.neigu.nger.1. dür.f en • 20° nicht unter- und 1/5° 
nicht • überschre:Lten „ 
Flachdächer mit .einem Neiguri,gsgefä}\ile bis 3% sind 
zu.lässig., • 

Für die Bauwerks- und Grenzabständf/ gelten die Be­
stim.nn.1.ngen der §§ 7 .und 8 HBO . in d1}r jeweils gültigen 
.Fassung .. : 

Freistehende Garagen oder Garagengruppen sind grun.d­
sätzlich mit Flachdächern zu vers,ehen„ 

Die Garagen dü.rfen • eine max~ Aqßenhöhe von 2, 5 m nicht 
überschreiten„ 

Gars.gen sind~ soweit; diese an ~iner seitlichen Grund­
stUcksg:ren.ze errichtet wei•den~ als Garagengruppen aus-

. z.uf-ühren., • 

Die Anz,ahl der ncrtwendigen Gartagen öder Einstellplätze 
i.st. nach der jeweils gültigen Drtesatzung der Stadt 
Hana.u über die l'f"licht zur Sch'affung von Einstell­
plätzen und Garagen festzu.leg~n~(siehe hierzu GaVO vom 
"18. 5.1977'in Verbin-dung 'mit § 67 HBO) 

Einf1:0iedigun.gen sind •·st:raßense1tig bis zu. einer Gesamt- • 
höhe von·1,10 m zulässig„ 
Sockel dü.rfen bis zu 0,3 m hoch ausgebildet werden.,. 
Seitliche Einfrie'digungen dürfen ab de.r Baugrenze bis 
zur rückwä.rtigen Grundstü.cksgrenze 1,5 m hoch ausge­
bildet ·werden„ Alle Einfried:i,gungen si.n.d aus durchbro­
chenem rfaterial herzustellen„ 

Hec.ken Ein.fri.edigu.ngen .sind (~ntlan.g der Straßen-
fro.nt; niC;ht zuläs.si.g„ An den seitlichen Grundstücksgren­
z,Em t1ind. Hecken. zulä.ssig, w'enn die Bestimmungen. des 

• Hess „ Nachbarrechtsgesetzes beachtet werden .. 



3.10 Vorgärten und sonstige Grundstucksfreiflächen sind 
gärtnerisch zu·g-estalten, wobei einheimische Bäume, 
Gehölze und Pflanzen zu verwenden sind. 

3.11 Kleinkinderspielplcltze sind gemtiß § 10 (2-6) HBO 
in Verbindung .mit der Kinderspielplatzverordnung· 
(KSpVO) vom 29. 7. 1977 einzuriqht.en. 

3.12 Fur die Baüwerks~ und Grenzabstönde gelten die dies­
bezUglichen Bestimmungen der HBO i.n der j_eweils 
gUltigen Fassung. 

3.13 Die GrundstUcksfreiflöchen sind gärtnerisch zu ge­
stalten und mind. 20%.dieser Fltichen mit Böumen und 
St~äuchern in geeigneter Weise zu bepflanzen. 

3.14 Bäume mit ein·em Stammumfang von mehr als 60 cm, ge­
messen in 1 m. Höhe, dUrfen nur mit·Genehmigung be­
seitigt werden~ .wenn siEt außerhalb.der Uberbaubaren 
Grundstucksfl~chen liegen. 
Die Versagung kann ausgesprochen werden, ·wenn keine 
au·sreichende Bepflcmzung vorgenommen ·wurde,· wenn es 
,ich um· ~inen Soli tti:rbcium handelt ~der ,de~ Saum . i,nner­
halb einer erhaltenswerten.Gruppe steht und als Natur­
denkmal registriert wurde~ • 




